
Visionsgerichts von der Strafkammer nochmals aus­
drücklich als zutreffend bestätigt worden ist, auf Ein­
legung von Rechtsmitteln verzichtet. Ihre gleichwohl 
eingelegte Revision ist daher unzulässig. Dies war 
gemäß § 349 StPO durch das Revisionsgericht mit der 
Rechtsfolge der Verwerfung des Rechtsmittels aus­
zusprechen. Da die Strafkammer einen Beschluß 
gleichen Inhalts unter Annahme ihrer Zuständigkeit 
gemäß § 346 Abs. 1 StPO bereits erlassen hatte, erfolgte 
die Verwerfung der Revision in Bestätigung jenes Be­
schlusses der dafür nicht zuständigen Strafkammer. 
Zur Wiedereinsetzung der Angeklagten in den vorigen 
Stand gegen die Versäumung einer bei der Revision 
einzuhaltenden Frist besteht, wie die Strafkammer 
zutreffend ausführt, angesichts des Rechtsmittelver­
zichts kein Anlaß.

Kap. I Art. 2 § 1 VO vom 14. Juni 1932; §§ 346, 349 StPO.
Hat ein Angeklagter gegen das erstinstanzliche Ur­

teil Berufung und sodann gegen das zweitinstanzliche 
Revision eingelegt, so ist das Revisionsgericht, nicht die 
Strafkammer, zur Entscheidung hierüber berufen.

OLG Potsdam, Beschl. vom 27. Dezember 1950 —
3 Ws 92/50.

Aus den G r ü n d e n :
Der vorgenannte Beschluß der Strafkammer vom 

28. August 1950 hat die Revision des Angeklagten als 
unzulässig verworfen, weil der Angeklagte gegen das 
erstinstanzliche Urteil Berufung eingelegt und damit 
nach Kapitel I Art. 2 § 1 der Verordnung vom 14. Juni 
1932 das Recht verloren hat, auch noch Revision ein­
zulegen. Die Strafkammer war zum Erlaß dieses Be­
schlusses nach § 346 Abs. 1 StPO nicht zuständig, die 
Entscheidung ist vielmehr Sache des Revisionsgerichts 
gemäß § 349 StPO. Die — im Ergebnis richtige — Ent­
scheidung der Strafkammer war daher in Erledigung 
der von dem Angeklagten gegen jenen Beschluß ein­
gelegten sofortigen Beschwerde durch den vorliegenden 
Beschluß zu bestätigen.

öffentliches Recht

Art. XII a Wohnungsgesetz des Kontrollrats.
Die Wohnungsbehörden können Räume auch dann für 

Wohnzwecke erfassen, wenn sie als Wohnräume nicht 
baupolizeilich genehmigt wurden.

Hauptschiedsstelle für Wohn- und Geschäftsräume 
beim Magistrat von Groß-Berlin, Beschl. vom 26. Januar 
1951 — 44/16/50.

Aus den G r ü n d e n :
Grundsätzlich ist festzustellen, daß das Wohnungs­

gesetz in Art. XII a genau umschreibt, welche Räume 
vom Wohnungsamt als Wohnraum bzw. Wohnung anzu­
sehen sind. Die Kennzeichen sind erschöpfend angege­
ben. Der Gesetzgeber hat jeden Hinweis auf eine etwa 
erforderliche baupolizeiliche Genehmigung nach den ört­
lichen Bauordnungen unterlassen. Es kann deshalb kein 
Zweifel darüber bestehen, daß die Wohnungsbehörden 
ausschließlich auf Grund des Art. XII a WG zu entschei­
den haben, welche Räume als Wohnräume, d. h als für 
Wohnzwecke geeignete Räume, zu betrachten sind. Sie 
können dabei hilfsweise gutachtliche Äußerungen der 
Baupolizei einfordern, sind jedoch, das sei ausdrücklich 
festgestellt, daran in keiner Weise gebunden. Die gleiche 
Folgerung ist auch aus der Bestimmung des § 5 Berliner 
WO (VOB1. f. Groß-Berlin 1948 I S. 416) abzuleiten, in 
der es ausdrücklich heißt, als Wohnungen im Sinne der 
Verordnung seien auch solche Wohnungen anzusehen, 
die als solche von der Baupolizei nicht genehmigt, aber 
während des ganzen Jahres benutzbar seien, zu be­
handeln.
(Mitgeteilt von Dr. Herbert M o n a t h - H a r t z ,  Berlin)
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der Fünf jahrplan; Kurt Kühn, Die Aufgaben der Industrie­
gewerkschaft Chemie zur Erfüllung des Fünfj ahrplanes; Hel­
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An unsere Leser!

Das Sach- und Gesetzesregister des 
4. Jahrgangs der ,, N e u e n  J u s t i z “  
(1950) unddas Autorenregister der bis­
her erschienenen Jahrgänge (1947/50) 
liegt diesem H e f t  bei.

Die Redaktion

Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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